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SPÖ BAYR ENTWICKLUNGSPOLITIK WTO 

WTO-Reform: Wirtschaftsinteressen sind nicht Maß aller Dinge Utl.: Menschen- Sozial- und Umweltrechte müssen in einer demokratischen WTO Platz finden! =

   Wien (SK) Am heutigen 15. Dezember steht in der WTO (Welthandelsorganisation) die Entscheidung an, wie es mit der so genannten Doha-Development Agenda weitergehen soll. "Nach dem Scheitern der Ministerkonferenz in Cancun im September dieses Jahres scheint auch den Hardlinern des Neoliberalismus klar geworden zu sein, dass eine gedeihliche Zukunft der WTO nur auf grundlegenden Reformen basieren kann", meinte die entwicklungspolitische Sprecherin der SPÖ, Petra Bayr am Montag gegenüber dem Pressedienst der SPÖ. Aus Sicht von Bayr ist eine Demokratisierung der WTO verbunden mit einer Erneuerung der Entscheidungsfindung und der Lösungsmechanismen im Konfliktfall für ein ernstzunehmendes Weiterbestehen der WTO unumgänglich. ****

Aber auch inhaltlich müsse es eine Weiterentwicklung der WTO geben, will sie sich den wirklichen Herausforderungen der Gegenwart und der Zukunft stellen. "Menschenrechte, sozialer Ausgleich und Umweltschutz dürfen nicht vom Handelsrecht ausgestochen werden - es kann nicht sein, Humanität und soziale Rechte am Altar des Neoliberalismus zu opfern und uneingeschränktes  Wirtschaftswachstum und schrankenlosen Kapitalismus als Götzen zu verehren", so die entwicklungspolitische Sprecherin der SPÖ.

Ebenso notwendig für eine WTO mit Zukunftsberechtigung ist für Bayr die Festlegung zur Einhaltung von Mindestarbeitsnormen als eine wichtige Voraussetzung für wirtschaftliche und soziale Entwicklung - sowohl in den Industrie- als auch in den Entwicklungsländern. Das Recht auf Gewerkschaftsgründung und Kollektivvertragsfreiheit führt zu höherer Einkommensgerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und unterschiedlichen ArbeitnehmerInnen-Gruppen, zu niedrigerer

Arbeitslosigkeit und höheren Durchschnittseinkommen - und auch zu höherer Produktivität. "Das Verbot von Kinderarbeit, das Recht auf gleiche Entlohnung von Frauen und Männern und die Zusicherung existenzsichernder Einkommen sind weitere grundlegende Mindestarbeitsnormen", betonte Bayr.

Im Zusammenhang mit der heute stattfindenden WTO-Runde kritisiert die entwicklungspolitische Sprecherin der SPÖ auch die EU-Vorschläge für die Reform der Welthandelsorganisation, die von einer wirklichen Entwicklungsrunde weit entfernt sind. "Das Bestehen der EU-Kommission auf das Aufrechterhalten der Landwirtschaftssubventionierung wirkt sich wirtschaftlich katastrophal auf die Entwicklungsländer aus. Gleichzeitig verstärkt Europa den Druck zur Liberalisierung der öffentlichen Dienstleistungen in den armen Ländern. Diese Ansätze der EU stehen nicht im Zeichen des fair play zwischen Norden und Süden", so Petra Bayr abschließend. (Schluss) up/mm
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